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rücksichtigung der in Frage stehenden Werte. Die Schweiz hat in be-

schämender Art und Weise die Rechte der Frauen bis jetzt vernachlässigt.
An die dreissig Männerabstimmungen in den Kantonen haben bewiesen,
dass der Weg der Verfassungsänderungen nicht zum Ziel führt. Wir sind

daher als Befürworter der Gleichberechtigung entschlossen, am 3. März
den ersten Schritt durch Abänderung eines Gewohnheitsrechtes zu tun
im Vertrauen darauf, dass die Oeffentlichkeit und die Obrigkeit diesen

Schritt billigen werden.

Die Walliser haben der Schweiz die Institution des Referendums
geschenkt. Es wäre für unsere Gemeinde und für unser Land eine Ehre,
wenn es den übrigen Kantonen auch den Weg weisen würde, wie auf
eine natürliche Art der gemeindeweisen Entwicklung auch das Frauen-
Stimmrecht verwirklicht werden kann, ohne dass hierüber viel weitere
Worte und viel Zeit verloren würde."

Um das Frauenslimmrecht in der Waadt

DerlTWrfäWer befasste sich mit dem von 1301 Frauen ein-

gereichten Rekurs gegen den Entscheid verschiedener Gemeindebehörden
des Kantons, die Eintragung in das Wählerregister und die Ausstellung
eines Stimmrechtsausweises zu verweigern. Der Staatsrat stellte fest, dass

den Frauen das Stimmrecht im Kanton nur eingeräumt werden könne
durch eine entsprechende Aenderung der Kantonsverfassung. Der Rekurs
wurde daher abgelehnt und die Beschlüsse der Gemeindebehörden als

gültig anerkannt.

Einführung des Frauenstinunrechls im Ausland

Der Senat von Persien

genehmigte einen Teil des Gesetzes über die Gemeindewahlen, bei

denen die Fîvzwew erstmals in der Geschichte Persiens wahlberechtigt sein

werden. In religiösen Kreisen hat man sich bisher diesem Entscheid wider-
setzt. 15-3.57

Frauenstimmrecht in Laos

(BSF) Die Nationalversammlung des Königreiches Laos hat einstim,-

mig eine Gesetzesvorlage gutgeheissen, mit der <aGs i»
eiwge/w'Ârif Die Zahl der Mitglieder der Nationalver-

Sammlung wurde gleichzeitig von 39 auf 60 erhöht. Nach Abschluss der
Volkszählung soll die Wahl der neuen Mitglieder erfolgen.
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Auch Iran führt das Frauenstimmrecht ein

(BSF) Nach einer Meldung der Agence France-Presse hat der irani-
sehe Senat am 13. März 1957 ein neues Gesetz über die Gemeindewahlen
genehmigt, wonach auch den Frauen das Stimmrecht zuerkannt wird. Zum
erstenmal dürfen somit auch die Frauen im Iran an die Urnen gehen.

Leitende Persönlichkeiten in der Entwicklung der Sozial-
polltlk des Bundes vo# Dr. DzcMtofeer *

Die erwähnte Rechtsvereinheitlichung fand, wie bekannt, ihre erste
Verwirklichung durch Erlass des OR von 1881 und damit auch durch
die erstmalige gesamtschweizerische Regelung des Dienstvertrages. Ist der
Dienstvertragstitel des 1881er OR auch recht kurz geraten und bringt
er nur das Nötigste, so wollen wir, bei diesem geschichtlichen Ueberblick
der Entwicklung der Sozialgesetzgebung des Bundes, des OR von 1881
dodh nicht vergessen und wollen zur Kenntnis nehmen, dass es ein Thür-
gauer, EViio/hz (1828—1880), gewesen ist, der als Bundesrat
ab 1876 in seiner Eigenschaft als Chef des Justizdepartements an der
Schaffung des für die damalige Zeit epochemachenden Werkes des OR
und damit der erstmaligen Kodifikation des schweizerischen Dienstver-
tragsrechtes richtungsweisend Anteil hatte.

Ein anderer Thurgauer, Dr. mei. Az7o// Dewc^er (1831—1912), Bun-
desrat von 1883 bis zu seinem Lebensende, also während 29 Jahren, hat
dann die Fortentwicklung der schweizerischen Sozialpolitik bestimmend
beeinflusst und ihr den Weg zur Gegenwart hin gewiesen. Er kam 1887,
während des Präsidialjahres von Numa Droz, zunächst nur vertretungs-
weise zum Handels- und Landwirtschaftsdepartement. Dadurch dass der
Bundesrat dann aber beschloss, Droz auch ab 1888 das Politische Depar-
tement, für welches er sich ganz speziell eignete, zu überlassen, blieb Deu-
eher in der Folge an der Spitze des Handels- und Landwirtschaftsideparte-
ments, nur unterbrochen während der Jahre, da er Bundespräsident war.

Bundesrat Deucher war es nun beschieden, gewissermassen an der
Drehsoheibe zu wirken, die die bundesmässige gesetzliche Sozialpolitik
von dem einspurigen Geleise des Fabrikgesetzes auf ein mehrspuriges
brachte, auf dem die Sozialpolitik als ganzes fahren konnte. Schon kurz
nach Uebernahme des Handels- und Landwirtschaftsdepartements, seit
1888, wurde dieses Ministerium in Industrie- und Landwirtschaftsdepar-
tement umgetauft. Zum ersten Mal figurierte nun die Industrie in einer
Behördenbezeichnung des Bundes. Die innerhalb des Departements zu-
ständige Abteilung wurde eine solche für Industrie und Gewerbe. Die
gewerbliche und industrielle Berufsbildung, sicher auch vom Standpunkt
der Sozialpolitik aus gesehen eine wichtige Aufgabe der Oeffentlichkeit,
* Siehe „Die Staatsbürgerin" No. 10 u. 12, 1956, No. 1 u. 2, 1957
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